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Klägerin und Revisionsklägerin„

'ProzeßbGVOllmächtigter:
—____________________ . ________„
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Beklagte und Revisionsbeklagtep

_...— ‚"-*-

Prozeßbevollmächtigterg - __________________________

Der 11° Senat des Bundessozialgerichts hat 0 h n e

mündliche Verhandlung am 25° April 1967 durch

Senatspräsident Dr„ H a u e i s e n

— Vorsitzender -‚
_

Bundesrichterin Dr() S c h w a r z und

_Bundesrichter S o n n e n b e r g &
Bundessozialrichter Dr° B a u m a n n und

Bundessozialrichter K w i a t k o w 5 k i

für Recht erkannt;

Die Revision der Klägerin gegen das Urteil des Lan—

dessozialgerichts Niedersachsen vom 25° Juni 1965„‚_

' wird zurückgewieseno }

Außergerichtliche Kosten sind der Klägerin auch für

das Revisionsverfahren nicht zu erstatten„
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G r ü n d e———--..___..__„_M_

“ ist die Witwe des versicherten

Wilhelm Seht1311313 der Versicherte ist am 7„ Dezember

1962 gestorben; die Klägerin war mit dem Versicherten

- als dessen zweite Ehefrau - seit November 1953 verheiratet°

In erster Ehe war der Versicherte seit 1926 mit der

beigeladenenAugusteSch -
wurde vom Landgericht Hannover durch Urteil vom 22„ Juni

1955 — rechtskräftig am 4„ August 1953 — ohne Schuld—

ausspruch nach $ 48 des Ehegesetzes (EheG) geschieden„
Die Beigeladene (als Beklagte im Ehescheidungsverfahren)

und der Versicherte {als Kläger) hatten am 220 Juni 1953
nach Verkündung des Scheidungsurteils zur Niederschrift

des Landgerichts für den Fall der Rechtskraft des Urtei.1s

folgenden Vergleich geschlossen:

"Der Kläger verpflichtet sich„ an die Beklagte nach
Rechtskraft des Ehescheidungsurteils einen monatlichen
Unterhaltsbeitrag von 50„- DM auf Lebenszeit der
Beklagten zu zahlen„ Der An5pruch der Beklagten ent«
fällt„ falls diese sich wiederverheiratct°
Der Eigenverdienst der Beklagten bleibt außer Be—

_tracht Bei Arbeitsunfähigkeit der Beklagten ist dle
Beklagte berechtigt die Erhöhung des Unterhaltsbei-
trages gegen den Kläger bei Weißerung gegebenenfal.ls
im ■ege der Klage nach dem geltenden Recht festsetzen
zu lassen„
Die Beklagte verpflichtet sich‚ bei Arbeitsunfähig-
keit Jedoch beim Sozialversicherungsträger einen An-
trag auf Zahlung einer Invalidenrente zu stellen Die
Höhe der Invalidenrente soll bei der Bemessung der Unter«

haltsansprüche gegen den Kläger berücksichtigt werden

Der Kläger verzichtet auf die Geltendmachung seines ßbän
dexungsan3pruchs nach 5 323 ZPO im Falle seiner etwaigen
Wiederverheiratung o„°„„"

—

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


Der Versicherte hatte damals‚ im Monatsdurchschnitt des

Jahres 1953‚ ein Einkommen von brutto 467‚— DM; ab August
1961 war er berufsunfähig und erhielt eine Rente von 258„40 DM

monatlich° Er überwies der Beigeladenen bis zu seinem Tode
monatlich 5o‚- DM° Die Beigeladene verdiente als Küchenhilfe

im letzten Jahr vor dem Tod des Versicherten im Durchschnitt

622„- DM monatlich‚ die Klägerin hatte in dieser Zeit kein
eigenes Einkommen° Nach dem Tode des Versicherten erhielt

die Klägerin von der Beklagten zunächst eine Witwenrente

von 252980 DM monatlich° Als auch die Beigeladene als frühere
Ehefrau des Versicherten Rente beantragte‚ verteilte die

Beklagte die Rente nach 5 45 Abs° 4 des Angestelltenversiche—‚

rungsgcsetzes (AVG) und kürzte den bisherigen Rentenbetrag

der Klägerin ab 1„ September 1963 auf 64‚1o DM monatlich„

während sie der Beigeladenen eine Rente aus 5 42 AVG von
188„8o DM monatlich ab 1„ Januar 1963 gewährte (Bescheide

vom 22° Juli 1963 an die Klägerin und an die Beigeladene)o

Die Klägerin wandte sich gegen die beiden Bescheide vom .
22„ Juli 1963 und beanspruchte von der Beklagten weiterhin

die volle Witwenrente (bis auf einen Betrag von 503— DM

monatlich‚ der der Beigeladenen verbleiben sollte)° Das

sozialgericht (SG) Hannover wies die Klage ab (Urteil

vom 24„ Juni 1964)„ Die Berufung der Klägerin„ mit der
diese nunmehr die volle Witwenrente über den 310 August

1963 hinaus beanspruchte‚ wies das Landessozialgericht

CLSG)Niedersachsen zurück (Urteil vom 25° Juni 1965};

es hielt den Anspruch der Beigeladenen auf Rente nach

% 42 AVG für begründet, weil der Versicherte zur Zeit
seines Todes zum Unterhalt der Beigeladenen aufgrund des

Vergleichs vom 22° Juni 1955 und damit "aus sonstigen

Gründen" im Sinne von 5 42 Satz 1 AVG verpflichtet gewesen
und eine monatliche Zahlung von 50‚- DM auf Lebenszeit
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als Unterhalt im Sinne von $ 42 AVG anzusehen sei, umsomehr„

als der Vergleich eine Erhöhung des "Unterhaltsbeitrages";

für den Fall der Arbeitsunfähigkeit der Beigeladenen

vorgesehen habe; es bejahte deshalb die Vorau550tzungen

der "Rententeilung" zwischen der Klägerin und der Beige-
ladenen nach 5 45 Abs„ 4 AVG„ Die Revision wurde zuge—
lassen„

Die Klägerin legte frist- und formgerecht Revision ein
_

und beantragte‚

das angefochtene Urteil abzuändern und dem

Antrag der Klägerin in der letzten mündlichen

Verhandlung der Berufungsinstanz zu entsprechen„

hiMBweise,
_ _die Sache zur erneuten mündlichen Verhandlung und

Entscheidung an die Berufungsinstanz zurückzuver—

weisen„

Sie rügt die Verletzung der $5 42„ 45 Abs„ 4 AVG;
Eine gesetzliche Unterhaltspflicht des Versicherten gegen-

über der Beigeladenen habe nicht bestanden; der Versicherte

habe sich in dem Vergleich nur deshalb "freiwillig"

zu einem monatlichen "Unterhaltsbeitrag" von 50,— DM an die

Beigeladene verpflichtetp weil er sie dadurch habe bewegen

wollen‚ der Scheidung aus 5 48 des EheG nicht zu wider-
Sprechen5 darauf‚ daß im Vergleich eine Erhöhung des

Unterhaltsbeitrages für den Fall der Arbeitsunfähigkeit

der Beigeladenen vorgesehen gewesen sei„ komme es nicht

any weil dieser Fall nicht eingetreten sei und die '

_Beigeladene sich außerdem verpflichtet habe, im Fall der

Arbeitsunfähigkeit Invalidenrente aus ihrer eigenen Ver—

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


sicherung zu beantragen und sich diese Rente auf den‘
Unterhaltsbeitrag anrechnen zu lassen° Der Betrag von
50,— DM monatlich sei bei dem eigenen„ nicht unerheblichen

Einkommen der Beigeladenen bzw° deren hohem Rentenan5pruch

aus ihrer eigenen Versicherung nicht als "Unterhalt" im

Sinne von 5 42 AVG anzusehen° Es könne nicht rechtens
sein, daß die Beigeladene„ die nach dem Vergleich - abge-

sehen vom Falle ihrer Arbeitsunfähigkeit - von dem Ver—

sicherten 50,- DM monatlich habe beanspruchen können9

nach dem Tod des Versicherten eine Rente von 188,80 DM er-
halte„ die Klägerin dagegen, die bis zum Tod des Versicherten

_
von dessen Einkommen mitgelebt habe„ nur eine Rente von
64310 DM°

Die Beklagte und die Beigeladene beantragten$

die Revision zurückzuweiseno

Alle Beteiligten erklärten sich mit einem Urteil ohne

mündliche Verhandlung einverstanden (55 165‚ 155 Abs° 1_9

124 Abs„ 2 sce)‚

Die Revision der Klägerin ist zulässig (55 162 Abs° l

Nr° l, 164 Sozialgerichtsgesetz —SSG -)„ sie ist jedoch

nicht begründet„ Das LSG hat zu Recht die beiden Bescheide

vom 220 Juli 1963‚ durch die die Renten der Klägerin und

dei Beigelad®nen nach 9 45 Abs° 4 AVG entsprechend dem

Verhältnis der Dauer ihrer Ehe mit dem Versicherten fest-
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gestellt worden sind; für rechtmäßig gehalten„

Die "Rententeilung" nach 5 45 Abs„ 4 AVG setzt voraus,
daß mehrere "Berechtigte" nach den @@41 und 42 AVG (bzwf

nach 5 45 Abs„ 1 und Abs° 2 AVG) vorhanden sind„ Die Klägerin

als die Witwe des Versicherten hat Anspruch auf Witwenrente

nach 5 41 AVG° Die Beigeladene als die frühere Ehefrau des
Versicherteng deren Ehe mit dem Versicherten geschieden

ist7 hat nach dem Tod des Versicherten An5pruch auf Rente

nach 5 42 Satz 1 AVG‚ wenn ihr der Versicherte zur Zeit
seines Todes Unterhalt nach den Vorschriften des EheG

(10 Alternative} oder aus sonstigen Gründen (2„ Alternative}

zu leisten hatte oder wenn er ihr - ohne Rechtspflicht —
im letzten Jahr Vor seinem Tode Unterhalt geleistet

hat (j° Alternative)° Eine gesetzliche Unterhalt5pflicht

des Versicherten im Todeszeitpunkt gegenüber der Beigela«

denen hat das LSG aufgrund seiner Feststellungen über die

Einkommensverhültnisse des Versicherten und der Beigeladenen

nach den hier in Betracht k0mmenden @@489 61 Absc 2 des
EheG zu Recht vermeintß dies ist auch nicht im Streit„

Der Versicherte hat die Zahlungen an die Klägerin vielmehr

aufgrund des am 22° Juni 1953 zur Niederschrift des Land»

gerichts erklärten "Vergleichs" geleistete Dieser "Vergleich"

ist eine vor der Rechtskraft des Scheidungsurteils ge-

troffene wirksame Unterhaltsvereinbarung im Sinne von

5 72 des EheGo Ob er auch als "Vergleich" im Sinne von

$ 794 Abs° 1 Nro 1 der Zivilprozeßordnung (zro) und damit
als Vollstreckungstitel an2usehen ist? kann dahingestellt

bleiben() In beiden Fällen stellt er einen "sonstigen Grund"

für die Unterhalt3pflicht des Versicherten im Sinne von 5 H2

Satz 1 AVG‚ 2° Alternative; dar„ Es braucht im vorliegenden

Fall auch nicht geprüft zu werden, ob der Versicherte

zur Zeit seines Todes dem (materiell-rechtlichen} Unter-

"/
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haltsanSpruch der Beigeladenen möglicherweise nach

% 242 des Bürgerlichen Gesetzbuches (BGB) die Einrede

der unzulässigen Rechtsausübung hätte entgegenhalten

können (vgl° hierzu Urteil des BSG vom 23° Juni 1964,

SozR Nr‚ 27 zu 9 1265 EVO} oder ob er die Wirkungen eines

Vollstreckungstitels nach den Grundsätzen der 55 3239 767

ZPO hätte beseitigen können (vgl„ hierzu Beschluß des

Großen Senats des BSG vom 27„ Juni 1963„ BSG 200 1,
5/6); in beiden Fällen wäre zwar der "Vergleich" mög-

licherweise nicht mehr ein "sonstiger Grund" für die
Unterhaltspflicht gewesen; es wäre auch nicht auszuschlie-

3en„ daß die Einrede der unzulässigen Rechtsausübung bzw„

die Vollstreckungsgegenklage hier Erfolg gehabt hätte‚

weil sich die wirtschaftlichen Verhältnisse des Versicherten„

der bei Abschluß der Unterhaltsvereinbarung durchschnitt-

lich 4673- DM monatlich brutto verdient‚ zur Zeit seines
Todes aber nur noch ein Einkommen aus Rente in Höhe von

268‚üo DM monatlich gehabt hat„ nicht unwesentlich ge—
ändert haben und der Versicherte auf die Geltendmachung

seines "AbänderungsanSpruches" aus 5 323 ZPO in der
Unterhaltsvereinbarung zwar für den Fall seiner etwaigen

Wiedervcrheiratung„ damit aber nicht ohne weiteres auch

für den Fall einer hiervon unabhängigen wesentlichen Ver—

schlechterung seiner Einkommensverhältnisse verzichtet

hat° iuch wenn eine Unterhaltspflicht des Versicherten

zur Zeit seines Todes aus diesen Gründen zu verneinen

wäre, wäre dies für den Anspruch der Beigeladenen hier

uncrheblich„ weil sie ihren Anspruch dann zwar nicht auf
@ 42 Satz 1 AVG, 2° Alternative, wohl aber auf 5 42 Satz 1
\VG‚ 3„ Alternative„ stützen könnte„ da der Versicherte

Sci Betrag von 509- DMmonatlich laufend und auch noch
"im letzten Jahr vor seinem Tode" gezahlt hat„ Für die
„Depruchsberechtigung der Beigeladenen sowohl nach der

22 als auch der nach der 3„ Alternative des 5 #2 Satz 1

-3-
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AVG ist hier deshalb allein entscheidendp ob die Zahlungen

des Versicherten "Unterhalt" im Sinne dieser Vorschrift sind„
Maßgebend ist dabei allein der Betrag Von 50‚— DM monatlich„

Daß in der Uhtcrhaltsvereinbarung unter den dort genannten

Voraussetzungen sowohl eine Erhöhung als auch eine Ermäßi—

gung dieses Betrags vorgesehen gewesen ist„ ist unerheblich,

weil diese Voraussetzungen nicht eingetreten sind° Das LSG

hat den Betrag von 50„— DM monatlich zu Recht als “Unterhalt"

angesehen„ Der Begriff des Unterhalts ist in $ 42 Satz 1 AVG

nicht anders zu verstehen als im bürgerlichen RechtD er umw
faßt alle Leistungen„ die der - vollen oder teilweisen — Be«

streitung des laufenden Lebensbedarfs dienen; auch ein "Un,

terhaltsbeitrag" ist Unterhalt und auch Leistungen„ die über
den notwendigen und angemessenen Unterhalt hinausgehen„ können

Unterhalt sein° Der Versicherte kann deshalb Unterhalt im

Sinne von $ 42 Satz 1 AVG auch dann geleistet haben„ wenn die

frühere Ehefrau eigene ausreichende Einkünfte gehabt hat (Urn

teil des BSG vom 20° Juli l960„ BSG 12‚ 279„ 281)„ Nach der

ständigen Rechtsprechung des Bundessozialgeriohts QBSG) ist

allerdings eine Einschränkung des Begriffs "Unterhalt" im

Rahmen des @ 42 Satz 1 AVG insoweit erforderlich„ als nach dem
Sinn und Zweck des Gesetzes nicht jede auch nur geringfügige

Zahlung des Versicherten an die frühere Ehefrau‚ mag sie

auch laufend geleistet werden sein„ als Unterhalt im Sinne

des 5 42 Satz 1 AVGanzusehen ist (vgl„ Urteil des BSG vom
27„ Oktober 1964„ BSG 223 443 46/47 mit weiteren Hinweisen)„

Das BSG - auch der erkennende Senat in seinen Urteilen vom
l?° März 1964„ SozR Nr() 18 zu @ 1265 RVO und vom 24„ Februar
1964 — 11 RA 262/56 - hält eine Einschränkung auf nicht nur
geringfügige Leistungen vor allem deshalb für geboten„ weil

—im Unterschied zum früheren Recht (vgl„ 35 1256 Abs„ 4; 1972
Abs° 4 RVGaF in Verb° mit s 28 Abs° } Satz 2 AVG aF} -

-9...
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„9-

nach den Rentenversicherungs-Neuregelungsgesetzcn des Jahres

1957 der Rentenanspruch der früheren Ehefrau nicht mehr

durch den Betrag des verlorenen Unterhaltsanspruches

($ 42'Satz 1 AVG‚ 1° und 2„ Alternative) begrenzt ist
und weil, wie auch der vorliegende Fall zeigt‚ der Anspruch

der früheren Ehefrau auf Rente den Rentenan5pruch der Witwe

erheblich beeinträchtigen kann° Als nicht nur geringfügig

sind nach dem Urteil des BSG vom 27„ Oktober 1964 (aaO),
dem der erkennende Senat in dem Urteil vom 24° Februar 1967

gefolgt ist‚ in der Regel Beträge anzusehen„ die etwa“

25 V„H„ des zeitlich und örtlich notwendigen MindeStbedarfs

des Empfängers ausmachen° Bei dem hier in Frage stehenden

Betrag von 50,— DM monatlich im Jahre 1962 an dem Wohnsitz
der Beigeladenen in Hannover ist diese Voraussetzung noch

gegeben° Ob ausnahmsweise eine laufende Zahlung in dieser

Höhe dann als geringfügig und deshalb nicht als Unterhalt

im Sinne von 5 42 Satz 1 AVG anzusehen wäre„ wenn sie,
verglichen mit der Höhe des Einkommens der früheren Ehe-

frau deren Lebensunterhalt nicht "merklich verbessert"

(vgl° Urteile des BSG vom 3„ November 1961 und vom
l?° März 1964, SozR Nr„ 9 und Nr° 18 zu $ 1265 EVO und

das Urteil vom 24„ Februar 1967 - 11 RA 262/65 -), brauCht

hier.nicht entschieden zu werden„ Auch bei Berücksichtigung

des eigenen Einkommens der Beigeladenen, das nach den

Feststellungen des LSG zur Zeit des Todes des Versicherten

und im letzten Jahre vor seinem Tode 622‚- DM monatlich

betragen hat, würde ein Betrag von 505- DM monatlich

Jedenfalls noch eine "merkliche"Verbeserung der Lebens—

haltung bedeuten9 er wäre deshalb auch unter diesem

Gesicht5punkt als "Unterhalt"_im Sinne von 5 42 Satz 1
\VG anzusehen„
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-loé

Der Beigeladenen steht sonach der An5pruch auf "Ge-"

schiedenenwitwenrente" nach 5 42 Satz 1 AVG zu„
Damit sind auch die Voraussetzungen der "Renten-
teilung" nach 5 45 Abs° 4 AVG hier gegeben„ Die Höhe

der nach % 45 Abs„ 1 bis 3 AVG berechneten Rentep
die jeder der beiden Berechtigten zusteht„ ist nach

der - entgegen der Meinung der Klägerin zwingenden „
Vorschrift des 5 45 Abs„ 4 Satz 1 AVG allein nach dem
Verhältnis der Dauer der Ehe jeder Berechtigten mit

dem Versicherten festzusetzen° Eine Begrenzung des

Rentenanspruchs der früheren Ehefrau auf die Höhe}

ihres — gesetzlichen oder vertraglichen — Unter-

haltsanspruchs gegen den Versicherten oder auf die

Höhe des von dem Versicherten im letzten Jahr vor

seinem Tod gezahlten Unterhalts ist im Gesetz nicht

vorgesehen° Daß dies für die Witwe dann zu Härten

führen kann„ wenn ihre Ehe mit dem Versicherten im

Vergleich zu einer vorausgegangenen Ehe verhältnis«

mäßig kurz gewesen ist‚ ist nach dem Schriftlichen

Bericht des Ausschusses für Sozialpolitik des Bundes»

tages (Deutscher Bundestag‚ 2° Wahlperiode zu Bundes“

tagsdrucksache 3080 SO 15) nicht übersehen„ sondern

in Kauf genommen worden°

Därüber‚ daß die Berechnung der Rente für die Klägerin

und die Beigeladene in den beiden Bescheiden vom ‘

22„ Juli 1963 dem Verhältnis der Dauer der Ehe jeder

der beiden Berechtigten mit dem Versicherten ent3pricht„

-ll..
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besteht kein Streit° Das LSG hat sonach zu Recht die

Berufung der Klägerin gegen das klagabweisende Urteil

des SG zurückgewiesen„ Die Revision der Klägerin ist

unbegründet und zurückzuueisen (@ 170 Abs„ 1 Satz 1 SSG)°

Die Entscheidung über die Kosten beruht auf 5 193 sec;
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